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Die nachfolgenden Bestimmungen 
werden, soweit wirksam verein-
bart, Inhalt des zwischen dem 
Kunden und der KARSTADT Wa-
renhaus GmbH, im Weiteren als 
Reiseveranstalter bezeichnet,  zu 
Stande kommenden Pauschalrei-
severtrages. Sie ergänzen die ge-
setzlichen Vorschriften der §§ 
651a - y BGB (Bürgerliches Ge-
setzbuch) und  der Artikel 250 und 
252 des EGBGB (Einführungsge-
setz zum BGB) und füllen diese 
aus. 

Die Reisebedingungen gelten folg-
lich nicht, wenn der Kunde keine 
Pauschalreise (sondern z.B. ver-
bundene Reiseleistungen gem. § 
651w BGB) gebucht hat, da er 
hierüber eine entsprechende an-
dere Information erhält. 

Die Reisebedingungen gelten nicht 
für Geschäftsreisen, soweit mit 
dem Kunden ein Rahmenvertrag 
für die Organisation von Ge-
schäftsreisen geschlossen wurde. 

 

1. Abschluss des Pauschalreise-

vertrages / Verpflichtung für Mit-

reisende  

 

1.1. Für alle Buchungswege (z.B. im 
Reisebüro, direkt beim Reiseveranstalter, 
telefonisch, online etc.) gilt: 

a) Grundlage dieses Angebots sind die Rei-
seausschreibung und die ergänzenden In-
formationen des Reiseveranstalters für die 
jeweilige Reise, soweit diese dem Kun-
den bei der Buchung vorliegen. 

b) Der Kunde hat für alle Vertragsverpflich-
tungen von Reisenden, für die er die Bu-
chung vornimmt, wie für seine eigenen 
einzustehen, soweit er diese Verpflich-
tung durch ausdrückliche und gesonderte 
Erklärung übernommen hat. 

c) Weicht der Inhalt der Reisebestätigung 
des Reiseveranstalters vom Inhalt der Bu-
chung ab, so liegt ein neues Angebot des 
Reiseveranstalters vor, an das er für die 
Dauer von zehn Tagen gebunden ist. Der 
Vertrag kommt auf der Grundlage dieses 
neuen Angebots zustande, soweit der 
Reiseveranstalter bezüglich des neuen 
Angebots auf die Änderung hingewiesen 
und seine vorvertraglichen Informations-
pflichten erfüllt hat und der Kunde inner-
halb der Bindungsfrist dem Reiseveran-
stalter die Annahme durch ausdrückliche 
Erklärung oder Anzahlung erklärt. 

d) Die vom Reiseveranstalter gegebenen 
vorvertraglichen Informationen über we-
sentliche Eigenschaften der Reiseleistun-
gen, den Reisepreis und alle zusätzlichen 
Kosten, die Zahlungsmodalitäten, die 
Mindestteilnehmerzahl und die Storno-
pauschalen (gem. Artikel 250 § 3 Num-
mer 1, 3 bis 5 und 7 EGBGB) werden nur 
dann nicht Bestandteil des Pauschalreise-
vertrages, sofern dies zwischen den Par-
teien ausdrücklich vereinbart ist. 
1.2. Für die Buchung, die mündlich, 
telefonisch, schriftlich, per E-Mail, 
SMS oder per Telefax erfolgt, gilt: 
a) Mit der Buchung (Reiseanmeldung) 
bietet der Kunde dem Reiseveranstalter 
den Abschluss des Pauschalreisevertra-
ges verbindlich an. 
b) Der Vertrag kommt mit dem Zugang 
der Reisebestätigung durch den Reisever-
anstalter zustande. Bei oder unverzüglich 
nach Vertragsschluss wird der Reisever-
anstalter dem Kunden eine  den gesetzli-
chen Vorgaben  entsprechende Reisebe-
stätigung auf einem dauerhaften Daten-
träger übermitteln (welcher es dem Kun-
den ermöglicht, die Erklärung unverän-
dert so aufzubewahren oder zu spei-
chern, dass sie ihm in einem angemesse-
nen Zeitraum zugänglich ist, z.B. auf Pa-
pier oder per Email), sofern der Kunde 
nicht Anspruch auf eine Reisebestätigung 
in Papierform nach Art. 250 § 6 Abs. 1 
Satz 2 EGBGB hat, weil der Vertrags-
schluss in gleichzeitiger körperlicher An-
wesenheit beider Parteien oder außer-
halb von Geschäftsräumen erfolgte.  

1.3. Bei Buchungen im elektronischen 
Geschäftsverkehr (z.B. Internet, 
App, Telemedien) gilt für den Ver-
tragsabschluss: 

a) Dem Kunden wird der Ablauf der elektro-
nischen Buchung in der entsprechenden 
Anwendung erläutert. 

b) Dem Kunden steht zur Korrektur seiner 
Eingaben, zur Löschung oder zum Zu-
rücksetzen des gesamten Buchungsformu-
lars eine entsprechende Korrekturmög-
lichkeit zur Verfügung, deren Nutzung er-
läutert wird. 

c) Die zur Durchführung der elektronischen 
Buchung angebotenen Vertragssprachen 
sind angegeben.  

d) Soweit der Vertragstext vom Reiseveran-
stalter gespeichert wird, wird der Kunde 
darüber und über die Möglichkeit zum 
späteren Abruf des Vertragstextes unter-
richtet. 

e) Mit Betätigung des Buttons (der Schaltflä-
che) "zahlungspflichtig bestellen“ oder 
mit der vergleichbaren Formulierung 
„zahlungspflichtig buchen“ bietet der 
Kunde dem Reiseveranstalter den Ab-
schluss des Pauschalreisevertrages ver-
bindlich an. 

f)  Dem Kunden wird der Eingang seiner Rei-
seanmeldung unverzüglich auf elektroni-
schem Weg bestätigt (Eingangsbestäti-
gung). 

g) Die Übermittlung der Reiseanmeldung 
durch Betätigung des Buttons begründet 
keinen Anspruch des Kunden auf das Zu-
standekommen eines Vertrages.  

h) Der Vertrag kommt erst durch den Zu-
gang der Reisebestätigung des Reisever-
anstalters beim Kunden zu Stande, die 
auf einem dauerhaften Datenträger er-
folgt. Erfolgt die Reisebestätigung sofort 
nach Betätigung des Buttons "zahlungs-
pflichtig buchen“ durch entsprechende 
unmittelbare Darstellung der Reisebestäti-
gung am Bildschirm, so kommt der Pau-
schalreisevertrag mit Darstellung dieser 
Reisebestätigung zu Stande. In diesem 
Fall bedarf es auch keiner Zwischenmit-
teilung über den Eingang der Buchung 
gemäß Buchstabe f) oben, soweit dem 
Kunden die Möglichkeit zur Speicherung 
auf einem dauerhaften Datenträger und 
zum Ausdruck der Reisebestätigung an-
geboten wird. Die Verbindlichkeit des 
Pauschalreisevertrages ist jedoch nicht 
davon abhängig, dass der Kunde diese 
Möglichkeiten zur Speicherung oder zum 
Ausdruck tatsächlich nutzt. 

 

1.4 Der Reiseveranstalter weist darauf 
hin, dass nach den gesetzlichen Vor-
schriften (§§ 312 Abs. 7,  312g Abs. 2 
Satz 1 Nr. 9 BGB) bei Pauschalreisever-
trägen nach § 651a und § 651c BGB, 
die im Fernabsatz abgeschlossen wurden 
(Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Teleko-
pien, E-Mails, über Mobilfunk versendete 
Kurznachrichten (SMS) sowie Rundfunk, 
Telemedien und Onlinedienste), kein Wi-
derrufsrecht besteht, sondern lediglich 
die gesetzlichen Rücktritts- und Kündi-
gungsrechte, insbesondere das Rücktritts-
recht gemäß § 651h BGB (siehe hierzu 
auch Ziff. 5). Ein Widerrufsrecht besteht 
jedoch, wenn der Vertrag über Reiseleis-
tungen nach § 651a BGB außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossen worden 
ist, es sei denn, die mündlichen Verhand-
lungen, auf denen der Vertragsschluss be-
ruht, sind auf vorhergehende Bestellung 
des Verbrauchers geführt worden; im 
letztgenannten Fall besteht kein Wider-
rufsrecht.  

2. Bezahlung 
 
1 Reiseveranstalter und Reisevermitt-
ler dürfen Zahlungen auf den Reisepreis 
vor Beendigung der Pauschalreise nur for-
dern oder annehmen, wenn ein wirksa-
mer Kundengeldabsicherungsvertrag be-
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steht und dem Kunden der Sicherungs-
schein mit Namen und Kontaktdaten sei-
nes Kundengeldabsicherers in klarer, ver-
ständlicher und hervorgehobener Weise 
übergeben wurde. Nach Vertragsab-
schluss wird gegen Aushändigung des Si-
cherungsscheines eine Anzahlung in 
Höhe von 25 % des Reisepreises zur Zah-
lung fällig. Die Restzahlung wird 30 Tage 
vor Reisebeginn fällig, sofern der Siche-
rungsschein übergeben ist und das Rück-
trittsrecht des Reiseveranstalters aus dem 
in Ziffer 8 genannten Grund nicht mehr 
ausgeübt werden kann. 
2 Leistet der Kunde die Anzahlung 
und/oder die Restzahlung nicht entspre-
chend den vereinbarten Zahlungsfällig-
keiten, obwohl der Reiseveranstalter zur 
ordnungsgemäßen Erbringung der ver-
traglichen Leistungen bereit und in der 
Lage ist, seine gesetzlichen Informations-
pflichten erfüllt hat und kein gesetzliches 
oder vertragliches Zurückbehaltungsrecht 
des Kunden besteht, so ist der Reisever-
anstalter berechtigt, nach Mahnung mit 
Fristsetzung vom Pauschalreisevertrag zu-
rückzutreten und den Kunden mit Rück-
trittskosten gemäß Ziffer 5.2 Satz 2 bis 
5.5 zu belasten. 
 

3. Änderungen von Vertragsinhalten 
vor Reisebeginn, die nicht den Reisepreis 
betreffen  
 

3.1 Abweichungen wesentlicher Eigenschaf-
ten von Reiseleistungen von dem verein-
barten Inhalt des Pauschalreisevertrages, 
die nach Vertragsabschluss notwendig 
werden und vom Reiseveranstalter nicht 
wider Treu und Glauben herbeigeführt 
wurden, sind dem Reiseveranstalter vor 
Reisebeginn gestattet, soweit die Abwei-
chungen unerheblich sind und den Ge-
samtzuschnitt der Reise nicht beeinträchti-
gen. 

3.2. Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, den 
Kunden über Leistungsänderungen unver-
züglich nach Kenntnis von dem Ände-
rungsgrund auf einem dauerhaften Daten-
träger (z.B. auch durch E-Mail, SMS oder 
Sprachnachricht) klar, verständlich und in 
hervorgehobener Weise zu informieren.  

 

3.3 Im Fall einer erheblichen Änderung einer 
wesentlichen Eigenschaft einer Reiseleis-
tung oder der Abweichung von besonde-
ren Vorgaben des Kunden, die Inhalt des 
Pauschalreisevertrags geworden sind, ist 
der Kunde berechtigt, innerhalb einer 
vom Reiseveranstalter gleichzeitig mit 
Mitteilung der Änderung gesetzten ange-
messenen Frist 

 entweder die Änderung anzunehmen  
 oder unentgeltlich vom Pauschalreisever-

trag zurückzutreten  
 oder die Teilnahme an einer Ersatzreise 

zu verlangen, wenn der Reiseveranstalter 
eine solche Reise angeboten hat.  
Der Kunde hat die Wahl, auf die Mittei-
lung des Reiseveranstalters zu reagieren 
oder nicht. Wenn der Kunde gegenüber 
dem Reiseveranstalter reagiert, dann 
kann er entweder der Vertragsänderung 
zustimmen, die Teilnahme an einer Er-
satzreise verlangen, sofern ihm eine sol-
che angeboten wurde, oder unentgeltlich 
vom Vertrag zurücktreten. 

Wenn der Kunde gegenüber dem Reise-
veranstalter nicht oder nicht innerhalb der 
gesetzten Frist reagiert, gilt die mitgeteilte 
Änderung als angenommen. 

Hierauf ist der Kunde in der Erklärung ge-
mäß Ziffer 3.2 in klarer, verständlicher 
und hervorgehobener Weise hinzuwei-
sen.  

 

3.4. Eventuelle Gewährleistungsan-
sprüche bleiben unberührt, soweit die 
geänderten Leistungen mit Mängeln be-
haftet sind. Hatte der Reiseveranstalter 
für die Durchführung der geänderten 
Reise bzw. Ersatzreise bei gleichwerti-
ger Beschaffenheit geringere Kosten, ist 
dem Kunden der Differenzbetrag ent-
sprechend § 651m Abs. 2 BGB zu er-
statten. 
 

 

4. Preisänderung nach Vertragsschluss 

Der Reiseveranstalter kann den Reisepreis 
einseitig erhöhen, wenn die Erhöhung 
des Reisepreises unmittelbar aus einer, 
nach Vertragsabschluss, hier im An-
schluss aufgeführten Gründen erfolgt: 

a) Erhöhung des Preises für die Be-
förderung von Personen auf-
grund höherer Kosten für an-
dere Energieträger, 
 

b) Erhöhung der Steuern und sons-
tigen Abgaben für die verein-
barte Reiseleistung, wie Touris-
tenabgaben, Hafen- oder Flug-
hafengebühren, 
 

c) Änderungen der für die betref-
fenden Pauschalreise geltenden 
Wechselkurse 
 

Der Reiseveranstalter hat für den Reisen-
den auf einem dauerhaften Datenträger 

klar und verständlich über die Preiserhö-
hung und deren Gründe zu unterrichten 
und hierfür die Berechnung der Preiserhö-
hung mitzuteilen. Eine Preiserhöhung ist 
nur wirksam, wenn sie diesen Anforde-
rungen entspricht und die Unterrichtung 
des Reisenden nicht später als 20 Tage 
vor reisebeginn erfolgt. Sieht der Vertrag 
die Möglichkeit einer Erhöhung des Rei-
sepreises vor, kann der Kunde eine Sen-
kung des Reisepreises verlangen, wenn 
und soweit sich die im Abs.1  genannten 
Preise, Abgaben oder Wechselkurse 
nach Vertragsschluss und vor Reisebe-
ginn geändert haben und dies zu niedri-
geren Kosten für den Reiseveranstalter 
führt. Hat der Kunde mehr als den hier-
nach geschuldeten Betrag gezahlt, ist der 
Mehrbetrag vom Reiseveranstalter zu er-
statten. Der Reiseveranstalter darf von 
dem zu erstattenden Mehrbetrag die ihm 
tatsächlich entstandenen Verwaltungsaus-
gaben abziehen. Er hat dem reisenden 
auf dessen Verlangen nachzuweisen, in 
welcher Höhe Verwaltungsausgaben ent-
standen sind. Übersteigt die im Vertrag 
nach §651f Abs.1 BGB vorbehaltene 
Preiserhöhung 8 Prozent des Reiseprei-
ses, kann der Reiseveranstalter dem Rei-
senden eine entsprechende Preiserhö-
hung anbieten und verlangen, dass der 
Kunde innerhalb einer vom Reiseveran-
stalter bestimmten Frist, die angemessen 
sein muss, 

1.) Das Angebot zur Preiserhö-
hung annimmt oder 

2.) Seinen Rücktritt vom Vertrag er-
klärt. 

Der Kunde hat die Wahl, auf die Mittei-
lung des Reiseveranstalters zu reagieren 
oder nicht. Wenn der Kunde gegenüber 
dem Reiseveranstalter reagiert, dann 
kann er entweder der Preiserhöhung zu-
stimmen, unentgeltlich vom Reisevertrag 
zurücktreten oder die Teilnahme an einer 
Ersatzreise verlangen, sofern ihm eine 
solche angeboten wurde. Wenn der 
Kunde gegenüber dem Reiseveranstalter 
nicht oder nicht innerhalb der der gesetz-
ten Frist reagiert, gilt die mitgeteilte Preis-
erhöhung als angenommen. Hierauf ist 
der Kunde in der Erklärung gem. Ziffer 
3.2 in klarer, verständlicher und in her-
vorgehobener Weise hinzuweisen. Hatte 
der Reiseveranstalter für die Durchfüh-
rung der Ersatzreise bei gleichwertiger 
Beschaffenheit geringere Kosten, ist dem 
Kunden der Differenzbetrag entspre-
chend  §651m Abs. 2 BGB zu erstatten.  

5. Rücktritt durch den Kunden vor Reise-
beginn/Rücktrittskostenkosten 

5.1 Der Kunde kann jederzeit vor 
Reisebeginn vom Pauschalreisevertrag 
zurücktreten. Der Rücktritt ist gegenüber 
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dem Reiseveranstalter zu erklären. Falls 
die Reise über einen Reisevermittler ge-
bucht wurde, kann der Rücktritt auch die-
sem gegenüber erklärt werden. Dem Kun-
den wird empfohlen, den Rücktritt auf ei-
nem dauerhaften Datenträger zu erklä-
ren. 

5.2  Tritt der Kunde vor Reisebeginn 
zurück oder tritt er die Reise nicht an, so 
verliert der Reiseveranstalter den An-
spruch auf den Reisepreis. Stattdessen 
kann der Reiseveranstalter eine angemes-
sene Entschädigung verlangen, soweit 
der Rücktritt nicht von ihm zu vertreten ist 
oder am Bestimmungsort oder in dessen 
unmittelbarer Nähe außergewöhnliche 
Umstände auftreten, die die Durchfüh-
rung der Pauschalreise oder die Beförde-
rung von Personen an den Bestimmungs-
ort erheblich beeinträchtigen; Umstände 
sind unvermeidbar und außergewöhn-
lich, wenn sie nicht der Kontrolle des Rei-
severanstalters unterliegen, und sich ihre 
Folgen auch dann nicht hätten vermeiden 
lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrun-
gen getroffen worden wären1. 

 5.3  Die Höhe der Entschädigung 
bestimmt sich nach dem Reisepreis abzü-
glich des Werts der vom Reiseveranstalter 
ersparten Aufwendungen sowie abzüg-
lich dessen, was er durch anderweitige 
Verwendung der Reiseleistungen erwirbt, 
welche auf Verlangen des Kunden durch 
den Reiseveranstalter zu begründen ist. 
Der Reiseveranstalter hat die nachfolgen-
den Entschädigungspauschalen unter Be-
rücksichtigung des Zeitraums zwischen 
der Rücktrittserklärung und dem Reisebe-
ginn sowie unter Berücksichtigung der er-
warteten Ersparnis von Aufwendungen 
und des erwarteten Erwerbs durch ander-
weitige Verwendungen der Reiseleistun-
gen festgelegt. Die Entschädigung wird 
nach dem Zeitpunkt des Zugangs der 
Rücktrittserklärung wie folgt mit der jewei-
ligen Stornostaffel berechnet: 

 

a) Pauschalreisen 
bis 06.10.2019 
15% des Reisepreises, 
07.10.2019 bis 06.11.2019 
25% des Reisepreises, 
07.11.2019 bis 18.11.2019 
50% des Reisepreises, 
ab 19.11.2019 
100% des Reisepreises, 
 
b) Startgebühr 

                                                           

1 Die Definition der unvermeidbaren und au-
ßergewöhnlichen Umstände ist in § 651h 

Die Startgebühr zur Cyprus Challenge 
2019 ist eine vermittelte Fremdleistung, 
wird bei Buchungsabschluss fällig und ist 
grundsätzlich nicht erstattbar. 
 
 
c) Fakultativ und/oder separat ge-

buchte Leistungen und Flüge 
Es gelten grundsätzlich die AGB, Bestim-
mungen und Gebührenstaffeln der jewei-
ligen Leistungsträger. 
 
Bei Nichterscheinen oder nachträglicher 
Stornierung ist der volle Reisepreis fällig. 
 

5.4 Dem Kunden bleibt in jedem 
Fall der Nachweis gestattet, die dem Rei-
severanstalter zustehende angemessene 
Entschädigung sei wesentlich niedriger 
als die von ihm geforderte Entschädi-
gungspauschale. 

5.5 Der Reiseveranstalter behält 
sich vor, anstelle der vorstehenden Ent-
schädigungspauschalen eine höhere, in-
dividuell berechnete Entschädigung zu 
fordern, soweit der Reiseveranstalter 
nachweist, dass ihm wesentlich höhere 
Aufwendungen als die jeweils anwend-
bare Entschädigungspauschale entstan-
den sind. In diesem Fall ist der Reisever-
anstalter verpflichtet, die geforderte Ent-
schädigung unter Berücksichtigung der 
ersparten Aufwendungen sowie abzüg-
lich dessen, was er durch anderweitige 
Verwendung der Reiseleistungen erwirbt, 
konkret zu beziffern und zu begründen. 

5.6 Ist der Reiseveranstalter infolge 
eines Rücktritts zur Rückerstattung des Rei-
sepreises verpflichtet, hat er unverzüg-
lich, auf jeden Fall aber innerhalb von 14 
Tagen nach Zugang der Rücktrittserklä-
rung zu leisten. 

5.7 Das gesetzliche Recht des Kun-
den, gemäß § 651e BGB vom Reisever-
anstalter durch Mitteilung auf einem dau-
erhaften Datenträger zu verlangen, dass 
statt seiner ein Dritter in die Rechte und 
Pflichten aus dem Pauschalreisevertrag 
eintritt, bleibt durch die vorstehenden Be-
dingungen unberührt. Eine solche Erklä-
rung ist in jedem Fall rechtzeitig, wenn sie 
dem Reiseveranstalter 7 Tage vor Reise-
beginn zugeht 

6. Umbuchungen 

6.1  Ein Anspruch des Kunden nach 
Vertragsabschluss auf Änderungen hin-
sichtlich des Reisetermins, des Reiseziels, 

Abs. 3 S. 2 BGB enthalten. Das Vorliegen 
solcher Umstände ist im Einzelfall zu prüfen. 

des Ortes des Reiseantritts, der Unterkunft 
oder der Beförderungsart (Umbuchung) 
besteht nicht. Dies gilt nicht, wenn die 
Umbuchung erforderlich ist, weil der Rei-
severanstalter keine, eine unzureichende 
oder falsche vorvertragliche Information 
gemäß Art. 250 § 3 EGBGB gegenüber 
dem Reisenden gegeben hat; in diesem 
Fall ist die Umbuchung kostenlos möglich.  

Wird in den übrigen Fällen auf Wunsch 
des Kunden dennoch eine Umbuchung 
vorgenommen, kann der Reiseveranstal-
ter ein Umbuchungsentgelt erheben, das 
sich wie folgt bestimmt: 

Umbuchung 40,-- € pro Person 

Namensänderung 40,-- € pro Person 

Bei einem Wegfall der Beförderungsleis-
tung (Nur-Hotelbuchung) oder bei einem 
Wegfall der Hotelleistung (Nurflug-Bu-
chung) wird anteilig eine Rücktrittspau-
schale gem. Ziffer 5.3 erhoben. Umbu-
chungen werden zum tagesaktuellen 
Preiss am Umbuchungstag vorgenom-
men. Bei einer Änderung innerhalb der 
gebuchten Unterkunft (z.B. Änderung der 
Zimmerkategorie, Belegung des gebuch-
ten Zimmers, der Verpflegungsart oder 
des Reisetermins) wird der Preis für die 
geänderte Leistung zum aktuellen Kata-
logpreis am Umbuchungstag berechnet. 

6.2 Umbuchungswünsche des Kun-
den, die nach Ablauf der Fristen erfolgen, 
können, sofern ihre Durchführung über-
haupt möglich ist, nur nach Rücktritt vom 
Pauschalreisevertrag gemäß Ziffer 5 zu 
den Bedingungen und gleichzeitiger 
Neuanmeldung durchgeführt werden. 
Dies gilt nicht bei Umbuchungswünschen, 
die nur geringfügige Kosten verursachen  

7. Nicht in Anspruch genommene Leis-
tung 

Nimmt der Kunde einzelne Reiseleistun-
gen, zu deren vertragsgemäßer Erbrin-
gung der Reiseveranstalter bereit und in 
der Lage war, nicht in Anspruch aus 
Gründen, die dem Reisenden zuzurech-
nen sind, hat er keinen Anspruch auf an-
teilige Erstattung des Reisepreises, soweit 
solche Gründe ihn nicht nach den gesetz-
lichen Bestimmungen zum kostenfreien 
Rücktritt oder zur Kündigung des Reise-
vertrages berechtigt hätten. Der Reisever-
anstalter wird sich um Erstattung der er-
sparten Aufwendungen durch die Leis-



 AGB Cyprus Challenge 2019  

Karstadt Warenhaus GmbH 
Sitz der Gesellschaft: 
Theodor-Althoff-Str. 2 

45133 Essen Seite 4 von 5  Stand: Januar 2019 

tungsträger bemühen. Diese Verpflich-
tung entfällt, wenn es sich um völlig uner-
hebliche Aufwendungen handelt. 

8. Rücktritt wegen Nichterreichens der 
Mindestteilnehmerzahl 

8.1. Der Reiseveranstalter kann we-
gen Nichterreichens der Mindestteilneh-
merzahl nur dann vom Pauschalreisever-
trag zurücktreten, wenn er 

a) in der jeweiligen vorvertragli-
chen Unterrichtung die Mindestteilneh-
merzahl beziffert sowie den Zeitpunkt, 
bis zu welchem vor dem vertraglich ver-
einbarten Reisebeginn dem Kunden spä-
testens die Erklärung zugegangen sein 
muss, angegeben hat und 

b) in der Reisebestätigung die 
Mindestteilnehmerzahl und die späteste 
Rücktrittsfrist angibt.  

 

Ein Rücktritt ist dem Kunden gegenüber 
spätestens an dem Tag zu erklären, der 
dem Kunden in der vorvertraglichen Un-
terrichtung und der Reisebestätigung an-
gegeben wurde2. 

Sollte bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
ersichtlich sein, dass die Mindestteilneh-
merzahl nicht erreicht werden kann, hat 
der Reiseveranstalter unverzüglich von 
seinem Rücktrittsrecht Gebrauch zu ma-
chen. 

Sollte bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
ersichtlich sein, dass die Mindestteilneh-
merzahl nicht erreicht werden kann, hat 
der Reiseveranstalter unverzüglich von 
seinem Rücktrittsrecht Gebrauch zu ma-
chen. Wird die Reise aus diesem Grund 
nicht durchgeführt, erhält der Kunde auf 
den Reisepreis geleistete Zahlungen un-
verzüglich zurück. 

 

9. Kündigung aus verhaltensbedingten 
Gründen 

Der Reiseveranstalter kann den Pauschal-
reisevertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, wenn der Kunde ungeachtet ei-
ner Abmahnung des Reiseveranstalters 
nachhaltig stört oder wenn er sich in sol-
chem Maß vertragswidrig verhält, dass 
die sofortige Aufhebung des Vertrages 
gerechtfertigt ist. Dies gilt nicht, soweit 
das vertragswidrige Verhalten ursächlich 

                                                           

2 Die Rücktrittserklärung darf dem Kunden nicht nach 
der Fälligkeit des Restreisepreises zugehen 

auf einer Verletzung von Informations-
pflichten des Reiseveranstalters beruht. 
Kündigt der Reiseveranstalter, so behält 
er den Anspruch auf den Reisepreis; er 
muss sich jedoch den Wert der ersparten 
Aufwendungen sowie diejenigen Vorteile 
anrechnen lassen, die er aus einer ander-
weitigen Verwendung der nicht in An-
spruch genommenen Leistung erlangt, 
einschließlich der ihm von den Leistungs-
trägern gutgebrachten Beträge. 

10. Mitwirkungspflichten des Reisenden 

10.1 Reiseunterlagen 

Der Kunde hat den Reiseveranstalter oder 
seinen Reisevermittler, über den er die 
Pauschalreise gebucht hat, zu informie-
ren, wenn er die notwendigen Reiseunter-
lagen (z.B. Flugschein, Hotelgutschein) 
nicht innerhalb der vom Reiseveranstalter 
mitgeteilten Frist erhält. 

10.2 Mängelanzeige / Abhilfever-
langen 

Wird die Reise nicht frei von Reisemän-
geln erbracht, so kann der Kunde Abhilfe 
verlangen. 

  

Soweit der Reiseveranstalter infolge einer 
schuldhaften Unterlassung der Mängelan-
zeige nicht Abhilfe schaffen konnte, kann 
der Kunde weder Minderungsansprüche 
nach § 651m BGB noch Schadensersatz-
ansprüche nach § 651n BGB geltend ma-
chen 

  

Der Kunde ist verpflichtet, seine Mängel-
anzeige unverzüglich dem Vertreter des 
Reiseveranstalters vor Ort zur Kenntnis zu 
geben. Ist ein Vertreter des Reiseveran-
stalters vor Ort nicht vorhanden und ver-
traglich nicht geschuldet, sind etwaige 
Reisemängel dem Reiseveranstalter unter 
der mitgeteilten Kontaktstelle des Reise-
veranstalters zur Kenntnis zu bringen; 
über die Erreich-barkeit des Vertreters des 
Reiseveranstalters bzw. seiner Kontakt-
stelle vor Ort wird in der Reisebestätigung 
unterrichtet. Der Kunde kann jedoch die 
Mängelanzeige auch seinem Reisever-
mittler, über den er die Pauschalreise ge-
bucht hat, zur Kenntnis bringen.  

Der Vertreter des Reiseveranstalters ist be-
auftragt, für Abhilfe zu sorgen sofern dies 

möglich ist. Er ist jedoch nicht befugt, An-
sprüche anzuerkennen. 

10.3 Fristsetzung vor Kündigung 

Will ein Kunde den Pauschalreisevertrag 
wegen eines Reisemangels der in § 651i 
Abs. 2 BGB bezeichneten Art, sofern er 
erheblich ist, nach § 651l BGB kündigen, 
hat er dem Reiseveranstalter zuvor eine 
angemessene Frist zur Abhilfeleistung zu 
setzen. Dies gilt nur dann nicht, wenn die 
Abhilfe vom Reiseveranstalter verweigert 
wird oder wenn die sofortige Abhilfe not-
wendig ist.10.4 Gepäckbeschädi-
gung und Gepäckverspätung bei Flugrei-
sen; besondere Regeln und Fristen zum 
Abhilfeverlangen 

(a) Der Kunde wird darauf hingewiesen, 
dass Gepäckverlust, -beschädigung 
und/oder -verspätung im Zusammenhang 
mit Flugreisen nach den luftverkehrsrecht-
lichen Bestimmungen vom Reisen-den un-
verzüglich vor Ort mittels Schadensan-
zeige („P.I.R.“) der zuständigen Flugge-
sellschaft anzuzeigen sind. Fluggesell-
schaften und Reiseveranstalter können 
die Erstattungen aufgrund internationaler 
Übereinkünfte ablehnen, wenn die Scha-
densanzeige nicht ausgefüllt worden ist. 
Die Schadensanzeige ist bei Gepäckbe-
schädigung binnen 7 Tagen, bei Ver-
spätung innerhalb 21 Tagen, nach Aus-
händigung zu erstatten.  

(b) Zusätzlich ist der Verlust, die Beschä-
digung oder die Fehlleitung von Reisege-
päck unverzüglich dem Reiseveranstalter, 
seinem Vertreter bzw. seiner Kontaktstelle 
oder dem Reisevermittler anzuzeigen. 
Dies entbindet den Reisenden nicht da-
von, die Schadenanzeige an die Flugge-
sellschaft gemäß Buchst. a) innerhalb der 
vorstehenden Fristen zu erstatten. 

11. Beschränkung der Haftung 

 

11.1 Die vertragliche Haftung des 
Reiseveranstalters für Schäden, die nicht 
Körperschäden sind und nicht schuldhaft 
herbeigeführt wurden, ist auf den dreifa-
chen Reisepreis beschränkt. Möglicher-
weise darüber hinausgehende Ansprüche 
nach internationalen Übereinkünften oder 
auf solchen beruhenden gesetzlichen Vor-
schriften bleiben von der Beschränkung 
unberührt. 

11.2 Der Reiseveranstalter haftet 
nicht für Leistungsstörungen, Personen- 
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und Sachschäden im Zusammenhang mit 
Leistungen, die als Fremdleistungen ledig-
lich vermittelt werden (z. B. vermittelte 
Ausflüge, Sportveranstaltungen, Theater-
besuche, Ausstellungen), wenn diese Leis-
tungen in der Reiseausschreibung und 
der Reisebestätigung ausdrücklich und 
unter Angabe der Identität und Anschrift 
des vermittelten Vertragspartners als 
Fremdleistungen so eindeutig gekenn-
zeichnet wurden, dass sie für den Reisen-
den erkennbar nicht Bestandteil der Pau-
schalreise des Reiseveranstalters sind und 
getrennt ausgewählt wurden. Die §§ 
651b, 651c, 651w und 651y BGB blei-
ben hierdurch unberührt. 

Der Reiseveranstalter haftet jedoch, wenn 
und soweit für einen Schaden des Reisen-
den die Verletzung von Hinweis-, Aufklä-
rungs- oder Organisationspflichten des 
Reiseveranstalters ursächlich war. 

 

12. Geltendmachung von Ansprüchen: 
Adressat, Information über Verbraucher-
streitbeilegung 

12.1 Ansprüche nach den § 651i 
Abs. 3 Nr. 2, 4-7 BGB hat der Kunde ge-
genüber dem Reiseveranstalter geltend 
zu machen. Die Geltendmachung kann 
auch über den Reisevermittler erfolgen, 
wenn die Pauschalreise über diesen Rei-
severmittler gebucht war. Eine Geltend-
machung auf einem dauerhaften Daten-
träger wird empfohlen.12.2 Der Reise-
veranstalter weist im Hinblick auf das Ge-
setz über Verbraucherstreitbeilegung da-
rauf hin, dass er nicht an einer freiwilli-
gen Verbraucherstreitbeilegung teil-
nimmt. Sofern eine Verbraucherstreitbei-
legung nach Drucklegung dieser Reisebe-
dingungen für den Reiseveranstalter ver-
pflichtend würde, informiert der Reisever-
anstalter den Kunden hierüber in geeig-
neter Form. Der Reiseveranstalter weist 
für alle Reiseverträge, die im elektroni-
schen Rechtsverkehr geschlossen wurden, 
auf die europäische Online-Streitbeile-
gungs-Plattform http://ec.eu-
ropa.eu/consumers/odr/ hin. 

13. Informationspflichten über die Identi-
tät des ausführenden Luftfahrtunterneh-
mens 

Die EU-Verordnung zur Unterrichtung von 
Fluggästen über die Identität des ausfüh-
renden Luftfahrtunternehmens verpflichtet 
den Reiseveranstalter, den Kunden über 
die Identität der ausführenden Fluggesell-
schaft sämtlicher im Rahmen der gebuch-
ten Reise zu erbringenden Flugbeförde-
rungsleistungen bei der Buchung zu infor-
mieren. 

Steht bei der Buchung die ausführende 
Fluggesellschaft noch nicht fest, so ist der 
Reiseveranstalter verpflichtet, dem Kun-
den die Fluggesellschaft bzw. die Flugge-
sellschaften zu nennen, die wahrschein-
lich den Flug bzw. die Flüge durchführen 
wird bzw. werden. Sobald der Reisever-
anstalter weiß, welche Fluggesellschaft 
den Flug durchführen wird, muss er den 
Kunden informieren. 

Wechselt die dem Kunden als ausfüh-
rende Fluggesellschaft genannte Flugge-
sellschaft, muss der Reiseveranstalter den 
Kunden über den Wechsel informieren. 
Er muss unverzüglich alle angemessenen 
Schritte einleiten, um sicherzustellen, 
dass der Kunde so rasch wie möglich 
über den Wechsel unterrichtet wird. 

Die Liste der Fluggesellschaften mit EU-Be-
triebsverbot (Gemeinschaftliche Liste, frü-
her „Black List“) ist auf folgender Internet-
seite abrufbar: http://ec.eu-
ropa.eu/transport/modes/air/sa-
fety/air-ban/index_de.htm 

 

14. Pass-, Visa- und Gesundheits-
vorschriften 

14.1 Der Reiseveranstalter wird den 
Reisenden über allgemeine Pass- und Vi-
saerfordernisse sowie gesundheitspolizei-
liche Formalitäten des Bestimmungslan-
des einschließlich der ungefähren Fristen 
für die Erlangung von gegebenenfalls not-
wendigen Visa vor Vertragsabschluss so-
wie über deren evtl. Änderungen vor Rei-
seantritt unterrichten.  

 

14.2 Der Kunde ist verantwortlich für 
das Beschaffen und Mitführen der be-
hördlich notwendigen Reisedokumente, 
eventuell erforderliche Impfungen sowie 
das Einhalten von Zoll- und Devisenvor-
schriften. Nachteile, die aus dem Nicht-
befolgen dieser Vorschriften erwachsen, 
z.B. die Zahlung von Rücktrittskosten, ge-
hen zu Lasten des Kunden/Reisenden. 
Dies gilt nicht, wenn der Reiseveranstalter 
nicht, unzureichend oder falsch informiert 
hat.  

 

14.3 Der Reiseveranstalter haftet 
nicht für die rechtzeitige Erteilung und 
den Zugang notwendiger Visa durch die 
jeweilige diplomatische Vertretung, wenn 
der Kunde ihn mit der Besorgung beauf-
tragt hat, es sei denn, dass der Reisever-
anstalter eigene Pflichten verletzt hat. 

 

Streitbeilegung 

 

Wir sind bemüht, eventuelle Meinungs-
verschiedenheiten aus unserem Vertrag 
einvernehmlich beizulegen. Darüber hin-
aus sind wir zu einer Teilnahme an einem 
Schlichtungsverfahren nicht verpflichtet 
und können Ihnen die Teilnahme an ei-
nem solchen Verfahren leider auch nicht 
anbieten. 

 

 

Veranstalter: 

Karstadt Warenhaus GmbH, Zentrallei-
tung Reisen, Theodor-Althoff-Straße 2, 
45133 Essen  


